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Einleitung 

1. Fragestellung  und Zielsetzung  der  Untersuchung 

Überlegungen über das Verhältnis von Wehrhoheit und Auswärtiger 
Gewalt zueinander sind durch die Feststellung veranlaßt, daß die 
Wehrrechtsnovellen zum Grundgesetz vom 26. 3.1954 und vom 19.3. 
1956 keine Verteidigungskompetenzgeneralzuweisung nach dem Vor-
bi ld des Art . 79 S. 1 WV enthalten. Für den Bereich der friedlich-
diplomatischen Beziehungspflege ist der Bund nach Art . 32 Abs. 1 GG 
grundsätzlich allein zuständig; über dem Bereich militärischer Gewalt-
anwendung gegen ausländische Staaten scheint als oberste Kompe-
tenznorm die die Länder berechtigende subsidiäre Zuständigkeits-
generalklausel des Art . 30 GG zu stehen. 

Eine Besinnimg auf den begrifflichen,  rechtshistorischen, völker-
rechtlichen und faktischen Zusammenhang zwischen den diplomatisch-
auswärtigen und militärisch-auswärtigen Staatsfunktionen, ihre ein-
heitliche Behandlung in anderen Bundesstaatsverfassungen legt den 
Gedanken nahe, daß die aufgezeigte unterschiedliche Stellung dieser 
beiden auswärtigen Funktionsbereiche im Kompetenzsystem des 
Grundgesetzes nicht der wahren Verfassungslage entspricht. Dem-
gemäß sind auch verschiedene Versuche gemacht worden, aus ein-
zelnen und mehreren wehrrechtlichen Organisationsbestimmungen die 
ausschließliche Verteidigungsgesamtzuständigkeit des Bundes zu er-
schließen, allerdings ohne die die Zuständigkeitsordnung des Grund-
gesetzes beherrschenden Generalklauseln der Ar t ike l 30 und 32 Abs. 1 
zu berücksichtigen. Al le diese Versuche stellen sich daher als un-
zulässige Lückenausfüllung dar. Eine wirkl ich schlüssige Begründung 
der Generalzuständigkeit des Bundes für Verteidigungsangelegenheiten 
ist bisher noch nicht erfolgt  und damit auch nicht der Aufweis des 
bestimmten Ortes, an dem die ausschließliche Wehrhoheit des Bun-
des verankert ist. 

Die vorliegende Arbeit stellt den Versuch dar nachzuweisen, daß 
die herkömmliche Auslegung des Art . 32 Abs. 1 GG, die in dieser 
Bestimmung die Auswärtige Gewalt in dem beschränkten Sinn fried-
lich-diplomatischer Beziehungspflege begründet sieht, zu eng ist, daß 
Art . 32 Abs. 1 GG vielmehr jegliche unmittelbare Gestaltung der aus-
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wärtigen Beziehungen betrifft,  darin eingeschlossen die Gewalt-
anwendung gegen fremde Staaten. Dieser Gedanke wurde erstmals 
von Berber anläßlich der Auseinandersetzung um den Kombattanten-
status der Polizei im Jahre 1963 in einem Vortrag über die völker-
rechtliche Stellung der Polizei ausgesprochen. Berber hat dargelegt, 
daß die Befehls- und Kommandogewalt des Bundesministers für Ver-
teidigung nach Art . 65 a Abs. 1 GG sich nicht auf die Bundeswehr 
beschränkt, sondern sich auf jegliche Ar t staatlicher Streitkräfte er-
streckt1. Zur Unterstützung dieser Auslegung zieht er Art . 32 Abs . l GG 
heran2: „Ich würde hier sogar noch den Art . 32 Abs. 1 des Grund-
gesetzes hinzuziehen. Im Art . 32/1 des Grundgesetzes heißt es, daß die 
Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten eine ausschließliche 
Sache des Bundes i s t . . . Im Jahre 1949 dachte man nur an friedliche 
Beziehungen. Infolgedessen hat man das Wort „Pflege" gewählt. Denn 
wenn ein Soldat einem fremden Staatsorgan ein Bajonett durch den 
Leib rennt, ist das ein bißchen gewagt, das als Pflege der Beziehungen 
zu bezeichnen. Aber es ist nichts anderes als Ausübung auswärtiger 
Gewalt. Kampfhandlungen gegen ein fremdes Staatsorgan — und 
jeder legale Kombattant ist ein fremdes Staatsorgan — sind Aus-
übimg auswärtiger Gewalt. Der Gesetzgebungskatalog ist vor allem 
für die Frage der Vertragsschließung maßgebend. Für die Frage der 
Exekutive — und es handelt sich bei Kampfhandlungen um Exekutiv-
akte — ist der Art . 32/1 des Grundgesetzes sogar noch absoluter. Da 
gibt es nicht die Ausnahme wie beim Gesetzgebungskatalog. Art . 32/1 
sieht eine absolute und ausschließliche Kompetenz des Bundes vor für 
Personen, die auswärtige Beziehungen unterhalten. Auch Aron,  der 
große Pariser Soziologe, hat eben in einem neuen Buch „Paix et 
Guerre" darauf hingewiesen, daß es zwei Arten von Organen der 
auswärtigen Gewalt gibt: die Diplomaten und Soldaten. An die Sol-
daten hat man 1949 nicht gedacht. Infolgedessen das eigentümliche 
Wort „Pflege" für diese unpflegliche Behandlung, als die sich ein 
Kampfakt darstellt. Aber zweifellos müssen nach Art . 32/1 alle die-
jenigen, die gegen ein fremdes Staatsorgan Kampfakte vornehmen, 
Bundesorgane sein. Es gibt nach dem Grundgesetz keinen bayerischen 
Gesandten in Buenos Aires, und ebenso gibt es keine hamburgischen 
Kombattanten im Sinne des Völkerrechts." Diese Erwägungen von 
Berber  werden in dieser Arbeit unter Heranziehung der verschiedenen 
Auslegungsgesichtspunkte juristischer Hermeneutik — grammatisch, 
systematisch, teleologisch, historisch — entfaltet. Aufgrund dieser Aus-
legung, die die Gewaltanwendung als Teil der Auswärtigen Gewalt 

* Berber , Polizei (Vortrag), S. 117. 
2 a.a.O., S. 117 f. 
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begreift,  erscheint die Wehrhoheit als Bundeszuständigkeit in Ar t . 32 
Abs. 1 GG verortet. 

Gewiß entspricht die ausschließliche und umfassende Zuständigkeit 
des Bundes für die Verteidigung einer allgemein gehegten Über-
zeugung. Dies erübrigt jedoch nicht, diese Rechtsmeinung anhand 
der Verfassung zu überprüfen  und wenn möglich, ihre dogmatische 
Grundlage eindeutig aufzuzeigen. Soll eine Verfassung ihren „form-
gebenden, streitentscheidenden Charakter" bewahren, so ist das Be-
mühen um eine bewußte Erfassung des gesamten Verfassunginhalts 
auch jenseits aktuell streitiger Fragen unerläßlich3. Jede Verfassungs-
frage ist potentieller Streitgegenstand künftiger verfassungsrecht-
licher Kontroversen 4. 

Darüber hinaus ist die Erörterung des Verhältnisses der Wehr-
hoheit zur Auswärtigen Gewalt, die Unterordnung der Mil i tärgewalt 
unter den umfassenden Begriff  der Auswärtigen Gewalt im Rahmen 
des Art . 32 Abs. 1 GG nicht nur eine Stellungnahme zu bundesstaat-
lichen Kompetenzfragen, sondern zugleich eine mittelbare Begründung 
der Abhängigkeit und Unselbständigkeit aller militärischen Gewalt im 
Verfassungssystem der Bundesrepublik. Selbstherrliche Mil i tärpol i t ik 
wäre nicht nur eine Bedrohimg der inneren, gewaltenteilenden und 
demokratischen Staatsstruktur, sondern auch eine Gefährdung sinn-
voller, konstruktiver Außenpolitik und damit der Existenz des Staates 
selbst; die hier verfolgte Auslegung des Art . 32 Abs. 1 GG vermag 
einen neuen Gesichtspunkt zu bieten, unter dem eine — regelmäßig 
verhängnisvolle — autonome Entwicklung der Mil i tärgewalt ver-
fassungsrechtlich ausgeschlossen ist. 

2. Zum Inhalt  und Aufbau  der  Arbeit 

Bei der oben wiedergegebenen Auslegung des Art . 32 Abs. 1 GG 
durch Berber,  die in dieser Arbeit systematisch entwickelt und aus-
führlich begründet wird, handelt es sich um eine in der staatsrecht-

3 Zu dieser Kennzeichnung der Hauptfunktionen einer Verfassung siehe 
Forsthoff,  Verfassungsauslegung, insbesondere S. 33 und S. 37 f. 

4 I n der Auseinandersetzung u m den Kombattantenstatus der Polizei 
wurde von Berber  i n einem Gutachten nachgewiesen, daß es wenn auch nicht 
wünschenswert, so doch notwendig sei, u m den Polizeikräften die völker-
rechtlichen Privi legien legaler Kombattanten für den Fal l einer kriege-
rischen Auseinandersetzung zu sichern, die Polizeikräfte „faktisch, effekt iv" 
i n die regulären Streitkräfte einzugliedern (Berber , Polizei, S. 14 und S. 25); 
i n einer Erwiderung auf ein kritisches Gutachten von Scheuner  geht Berber 
auf die verfassungsrechtliche  Problematik einer solchen Eingliederung der 
Länderpolizeien ein und legt unter Hinweis auf die Ar t i ke l 65 a und 87 a GG 
dar, daß sich gegen ein solches Vorgehen „föderalistische Bedenken al ler-

2 Sachau 


